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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung über die Dritte Seerechtskonferenz 
der Vereinten Nationen 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in der Erwägung, daß die Europäische Union mit konkreten 
Verwirklichungen errichtet wird, durch die vor allem eine 
echte Solidarität entsteht, 

— in der Erwägung, daß der wirtschaftliche und soziale Fort- 
schritt der Völker der Gemeinschaft durch eine Gemein- 
schaftsaktion der an ihr beteiligten Staaten gefördert werden 
kann, 

— in der Erwägung, daß es jetzt dringender denn je erforder- 
lich ist, die Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft auf allen Sektoren zu verstärken, 

— in der weiteren Erwägung, daß es einer der Hauptzwecke 
der Gemeinschaft ist, die Lebensqualität ihrer Bevölkerung 
zu verbessern, 

— angesichts der grundlegenden Bedeutung, die für diese 
Zwecke dem Schutz der Meere vor der Verunreinigung und 
der mißbräuchlichen und planlosen Ausbeutung zukommt, 

1. begrüßt es, daß die Gemeinschaft für verschiedene Bereiche, 
die in ihre Zuständigkeit fallen, als Einheit an der Dritten 
Konferenz der Vereinten Nationen über das Seerecht teil- 
nehmen wird, die vom Juni bis zum August 1974 in Caracas 
stattfindet; 

2. begrüßt es ferner, daß die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
bestrebt sein werden, für weitere Bereiche ihre Standpunkte 
zu harmonisieren; 

3. wünscht jedoch, daß angesichts der Bedeutung der Probleme, 
die auf dieser Konferenz erörtert werden, diese Harmoni- 
sierung der Standpunkte zu einer einheitlichen Haltung füh- 
ren wird; 

4. richtet einen dringenden Appell an den Rat der Europä- 
ischen Gemeinschaften und an die Regierungen der Mit- 
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gliedstaaten, diese Gelegenheit zu nutzen, um den Gemein- 
schaftsinstanzen in dem betreffenden Sektor mehr nationale 
Befugnisse zu übertragen; 

5. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften so- 
wie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft zu übermitteln. 
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